
Planungswertausgleich wird in der Regel durch die entschädi­
gungslose Abgabe eines Anteils des beplanten Bodens erbracht. 
Der Anteil entspricht dem Maß der Wertsteigerung, darf aber die 
Hälfte des Bodens nicht übersteigen.

(3) Der Abbau von Bodenschätzen bedarf der staatlichen Geneh­
migung. Dabei ist dem öffentlichen Interesse an der schonen­
den Nutzung des Bodens besonderes Gewicht beizumessen.

Artikel 33

(1) Der Schutz der natürlichen Umwelt als Lebensgrundlage ge­
genwärtiger und künftiger Generationen ist Pflicht des Staates 
und aller Bürger. Die staatliche Umweltpolitik hat Vorsorge ge­
gen das Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen zu treffen 
sowie auf den sparsamen Gebrauch und die Wiederverwendung 
nichterneuerbarer Rohstoffe und die sparsame Nutzung von 
Energie hinzuwirken.

(2) Eine schwere Beeinträchtigung oder Gefährdung der natürli­
chen Umwelt darf nur in dem Umfang zugelassen werden, indem 
dies zum Schutz überragend wichtiger Interessen der Allgemein­
heit unerläßlich ist.

(3) Niemand darf durch nachteilige Veränderungen der natürli­
chen Lebensgrundlagen in seiner Gesundheit verletzt oder unzu­
mutbar gefährdet werden. Jedermann kann mit der Behauptung, 
durch nachteilige Veränderungen der natürlichen Umwelt in sei­
nem Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit gefährdet 
oder verletzt zu sein, die Offenlegung der Daten über die Um­
weltbeschaffenheit seines Lebenskreises verlangen. Die Ver­
bandsklage ist zulässig.

(4) Wer Umweltschäden verursacht, haftet und ist für Aus­
gleichsmaßnahmen verantwortlich.

(5) Der Staat und die Träger der Kommunalautonomie sind ver­
pflichtet, der Allgemeinheit die Zugänge zu Bergen, Wäldern, 
Feldern, Seen und Flüssen freizuhalten und gegebenenfalls 
durch Einschränkungen des Eigentumsrechts freizumachen.
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